
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Stuttgart, den 13. Juli 2026 

 

Verordnung des Justizministeriums über die Vergütung für richterliche und staatsan-

waltschaftliche Eildienste 

Ihr Schreiben vom 24. Juni 2026   - JUMRI-JUM-3133-1/22/16 -  

 

Sehr geehrte Frau Ministerialdirektorin, 

wir bedanken uns für die Gelegenheit, zu dem vorgelegten Entwurf der Verordnung über die 

Vergütung für richterliche und staatsanwaltschaftliche Eildienste Stellung nehmen zu können. 

 

Der DRB BW begrüßt ausdrücklich die seit langer Zeit überfällige Gewährung einer Vergütung 

für richterliche und staatsanwaltschaftliche Eildienste. Während die Gewährung entsprechen-

der Zulagen für andere Berufsgruppen seit jeher eine Selbstverständlichkeit war, war es um-

gekehrt seit jeher selbstverständlich, dass Richterinnen und Richter sowie Staatsanwältinnen 

und Staatsanwälte ihren Bereitschaftsdienst leisten, ohne hierfür eine finanzielle Vergütung zu 

erhalten. Die vorgeschlagene Bereitschaftsdienstzulage beseitigt diese Ungleichbehandlung 

und stellt ein äußerst wichtiges Signal der Wertschätzung der Arbeit unserer Kolleginnen und 

Kollegen dar.  

Wir begrüßen ferner die angedachte Umsetzung in Form der Gewährung einer Pauschale, die 

ohne gesonderte Antragsstellung und Einzelfallprüfung zur Auszahlung kommen kann. Dies 
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ist der richtige Weg, um sowohl die Kolleginnen und Kollegen als auch die Dienststellen von 

unnötigem bürokratischem Aufwand zu entlasten. 

Hinweisen möchten wir jedoch auf folgende Punkte: 

- Die Verordnung lässt eine (klarstellende) Regelung für die in der Vergangenheit ent-

standenen und noch unverjährten Ansprüche vermissen. Eine solche ist indes aus 

mehreren Gründen zwingend vorzusehen: 

 

o Die Kollegen und Kolleginnen gehen auf breiter Basis berechtigterweise davon 

aus, dass die in unverjährter Zeit geleisteten Dienste auf Basis der Neuregelung 

zeitnah und unbürokratisch vergütet werden.  

 

Wie Ihnen bekannt ist, befindet sich der DRB BW seit der Entscheidung des 

Verwaltungsgerichts Augsburg vom 18. April 2024 (Az. Au 2 K 22.1281) im Ge-

spräch mit dem Justiz- und Finanzministerium über die Vergütung des Bereit-

schaftsdienstes und die Einführung einer eigenständigen Regelung für die Jus-

tiz, welche die Vorschriften des § 65 LBesGBW und der EZulVOBW ablöst. Im 

Hinblick auf die dreijährige Verjährung nach § 6 LBesGBW haben wir unseren 

Mitgliedern im Herbst 2024 dazu geraten, ihre Ansprüche unter Verwendung 

des Formulars LBV 54600 geltend zu machen. Daraufhin wies das Justizminis-

terium die einzelnen Dienststellen an, die eingereichten Formulare nicht an das 

LBV weiterzuleiten. Dieser „Anhalte-Erlass“ war gekoppelt mit dem Verzicht auf 

die Einrede der Verjährung (Schreiben des Justizministeriums vom 9. Dezem-

ber 2024). Unterlegt war dieses Vorgehen mit dem Hinweis darauf, dass man 

aktuell an der Schaffung einer justizspezifischen Neuregelung arbeite. Damit 

war für alle Beteiligten erkennbar beabsichtigt, sämtliche bestehenden Ansprü-

che einheitlich nach der neu zu schaffenden Regelung zu behandeln. Nur aus 

diesem Grund verzichteten die Kolleginnen und Kollegen auf die Einreichung 

weiterer Formulare bzw. akzeptierten – auch auf Empfehlung des DRB BW - 

den „Anhalte-Erlass“ des Ministeriums, ohne dagegen um gerichtlichen Rechts-

schutz nachzusuchen. Der nunmehr bekannt gewordene Plan, die EilVergVO 

nicht auf den vergangenen Zeitraum anzuwenden, obwohl den Kolleginnen und 

Kollegen kommuniziert wurde, sie müssten sich lediglich bis zum Erlass der 

Neuregelung gedulden, würde – abgesehen von dem Zinsschaden – zu einem 

massiven Vertrauensverlust in den Dienstherrn führen. Dies insbesondere vor 

dem Hintergrund der jahrzehntelangen unentgeltlichen Leistung des Bereit-

schaftsdienstes und der Tatsache, dass die Neuregelung nach nunmehr über 



 

 

zwei Jahren der Beschäftigung mit dieser Thematik noch immer nicht in Kraft 

getreten ist.  

 

o Die Nichtanwendung der EilVergVO auf bereits entstandene Ansprüche birgt 

das Risiko, die Neuregelung insgesamt zu gefährden.  

 

Die Neuregelung verfolgt das Ziel, die strittigen Fragen der bisherigen Rechts-

lage (Dienst zu ungünstiger Zeit / Mehrarbeit) durch eine auf die justiziellen Be-

sonderheiten zugeschnittene Regelung zu lösen. Wird die EilVergVO lediglich 

auf zukünftige Bereitschaftsdienste angewendet, bleiben sämtliche Streit-

punkte, welche durch die Neuregelung beigelegt werden, für die Vergangenheit 

weiterhin ungeklärt. Sofern der Dienstherr weiterhin die Auffassung vertritt, 

dass die aus den Altvorschriften resultierende Vergütung hinter der jetzt ge-

schaffenen Regelung zurückbleibt – gegenteilige Auffassung vertritt der DRB 

BW – müsste insbesondere die Frage der „Mehrarbeit“ auf dem Rechtsweg ge-

klärt werden. Sollten sich die baden-württembergischen Verwaltungsgerichte 

der Ansicht des VG Augsburg anschließen und sollte hieraus eine höhere Ver-

gütung resultieren als diejenige, welche die Neuregelung vorsieht, dann wäre 

im Hinblick auf die Ungleichbehandlung gegenüber anderen Berufsgruppen 

auch die neu geschaffene EilVergVO angreifbar. 

 

- Es wird angeregt, den in § 1 Abs. 2 EilVergVO (und § 65a LBesGBW) enthaltenen 

Passus „mit aufsteigenden Grundgehältern“ zu streichen. Sofern Kollegen oder Kolle-

ginnen ab der Besoldungsstufe R3 selbst Bereitschaftsdienste übernehmen – wie es 

in den Bezirken teilweise durchaus praktiziert wird – ist es aus Gerechtigkeitsgesichts-

punkten nicht erklärbar, weshalb diese für die identische Tätigkeit keinen finanziellen 

Ausgleich erhalten sollen. Die vorgesehene Ungleichbehandlung dürfte vielmehr einen 

Anreiz dafür setzen, dass sich die Behördenleiter und Behördenleiterinnen aus der Ab-

leistung des Bereitschaftsdienstes zurückziehen und diese Dienste dann von anderen 

Kolleginnen und Kollegen übernommen werden müssen – wodurch auch für den Lan-

deshaushalt kein Einspareffekt eintritt. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

Andreas Brilla        Markus Wagner 
-Vorsitzender-        - stellv. Vorsitzender - 


